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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Oktober 1963 

6 — 68070 — 6219/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27, Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats der EWG zur Änderung der 
Verordnung Nr. 54 des Rats in bezug auf die Festsetzung 
der Prämiensätze und der Abschöpfungsbeträge im voraus 
bei Getreideeinfuhren aus dritten Ländern. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 11. Oktober 1963 dem Herrn Präsi- 
denten des Rates der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Die endgültige Beschlußfassung durch den Rat erfolgt voraus- 
sichtlich auf der Tagung vom 21. /24. Oktober 1963. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Änderung der Verordnung Nr. 54 des Rats in bezug auf die 
Festsetzung der Prämiensätze und der Abschöpfungsbeträge im 
voraus bei Getreideeinfuhren aus dritten Ländern 

(Vorschlag der Kommission an den Rat) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide i), insbesondere auf 
Artikel 17 Absatz (2) Unterabsatz (2) und Artikel 24, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Anwendung der Verordnung Nr. 19 des 
des Rats hat sich gezeigt, daß bei dem überwiegen- 
den Teil der Getreideeinfuhren sowohl aus dritten 
Ländern als auch aus Mitgliedstaaten der Abschöp- 
fungsbetrag im voraus festgesetzt wird. Bei den Ein- 
fuhren aus dritten Ländern wird der Abschöpfungs- 
betrag durch eine Prämie ergänzt. Diese Prämie ist 
notwendig, wenn der cif-Preis höher ist als der cif- 
Preis für Terminkäufe. 

Die von der Kommission bestimmten cif-Preise 
beruhen normalerweise auf den Angebotspreisen 
für Getreide, das erst im laufenden Monat verladen 
wird. Diese Preise bilden jedoch gleichfalls die 
Grundlage für die Festlegung der Prämien, so daß 
für den laufenden und den darauf folgenden Monat 
ständig nach Artikel 4 der Verordnung Nr. 54 des 
Rats -) Prämien in Höhe von 0,25 Rechnungseinhei- 
ten zu bestimmen sind, obwohl in diesen Fällen ein 
Unterschied in den Angebotspreisen nicht besteht. 
Da im innergemeinschaftlichen Handel unter den 
gleichen Voraussetzungen eine entsprechende Prä- 
mie nicht vorgesehen ist, empfiehlt es sich, Artikel 4 
der genannten Verordnung so zu ändern, daß der 
Prämiensatz 0 Rechnungseinheiten beträgt, wenn 
der cif-Preis gleich dem cif-Preis für Terminkäufe 
ist oder wenn er diesen um nicht mehr als 0,125 
Rechniingseinheiten übersteigt. 

Es gibt Ausnahmefälle, in denen außerhalb der 
Getreidewirtschaft liegende Faktoren starke Preis- 
bewegungen hervorrufen. Um schädliche Wirkungen 
dieser Preisschwankungen auf die Getreidemärkte 
der Mitgliedstaaten zu vermeiden, soll vorgesehen 
werden, daß in den genannten Fällen höhere Prä- 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 933/62 
2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 54 
vom 2. Juli 1962, S. 1581/62 


mien festgesetzt werden können, als in den Arti- 
keln 2 und 4 der Verordnung Nr. 54 des Rats vorge- 
sehen sind, oder daß die Festsetzung des Abschöp- 
fungsbetrags im voraus — abweichend von Arti- 
kel 17 Absatz (2) der Verordnung Nr. 19 des Rats — 
vorübergehend ausgesetzt oder die der Festsetzung 
vorausgehende Frist beschränkt werden kann. 

Die im internationalen Handel mit Getreide üb- 
lichen Einkaufsbedingungen und die ungewisse 
Transportdauer erlauben es in zahlreichen Fällen 
nicht, die Einfuhr in dem in der Lizenz vorgesehenen 
Monat durchzuführen. Es erscheint daher angebracht, 
Artikel 7 der Verordnung Nr. 54 des Rats so zu än- 
dern, daß grundsätzlich die für den vorgesehenen 
Einfuhrmonat gültige Prämie angewandt wird; ist 
diese jedoch niedriger als die bei Antragstellung für 
den tatsächlichen Monat der Einfuhr geltende Prä- 
mie, so wird die letztere angewandt — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 4 der Verordnung Nr. 54 des Rats wird 
durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

„Ist der am Tage der Festlegung der Prämien- 
tabelle bestimmte cif-Preis gleich dem cif-Preis für 
Terminkäufe oder übersteigt er diesen um nicht 
mehr als 0,125 Rechnungseinheiten je metrische 
Tonne, so beträgt der Prämiensatz 0 Rechnungsein- 
heiten." 

Artikel 2 

In die Verordnung Nr. 54 des Rats wird folgender 
Artikel 5 a eingefügt: 

„1. In Ausnahmefällen, in denen außerhalb der Ge- 
treidewirtschaft liegende Faktoren erhebliche Preis- 
bewegungen hervorrufen, die unter Berücksichti- 
gung der Angebot- und Nachfragesituation auf dem 
Weltmarkt nicht voraussehbar waren, kann ein hö- 
herer als der in den Artikeln 2 und 4 vorgesehene 
Prämiensatz festgesetzt werden. 

2. Der Betrag, um den die Prämie erhöht werden 
kann, darf nicht größer sein als die Differenz zwi- 
schen dem für jedes Erzeugnis festgesetzten cif-Preis 
und dem letzten cif-Preis, der für jedes Erzeugnis 
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vor der Beeinflussung der Preise durch die oben ge- 
nannlon Faktoren festgesetzt worden ist." 

Artikel 3 

Artikel 7 der Verordnung Nr. 54 des Rats wird 
durch folgende Bestimmungen ersetzt: 

,,Wird die Einfuhr nicht in dem bei der Antrag- 
stellung angegebenen Monat durchgefiihrt, so wird 

— ■ der am Tage der Vorlage des Antrags auf Ertei- 
lung einer Einfuhrlizenz geltende Abschöpfungs- 
betrag nach Maßgabe des im Monat der Einfuhr 
gültigen Schwellenpreises berichtigt und 

— ■ der für das betreffende Erzeugnis am Tage der 
Vorlage des Antrags auf Erteilung einer Einfuhr- 
lizenz für den vorgesehenen Einfuhrmonat gül- 
tige Prämiensatz angewandt. Ist jedoch der bei 
Antragstellung für den tatsächlichen Einfuhr- 
monat geltende Prämiensatz höher als der für 


den vorgesehenen Einfuhrmonat gültige, so wird 
der für den tatsächlichen Einfuhrmonat geltende 
Prämiensatz angewandt." 

Artikel 4 

In die Verordnung Nr. 54 des Rats wird folgender 
Artikel 8 a eingefügt: 

„In den in Artikel 5 a genannten Ausnahmefällen 
kann nach den Bestimmungen des Artikel 26 der 
Verordnung Nr. 19 des Rats, die entsprechend anzu- 
wenden sind, die in Artikel 17 Absatz (2) der Ver- 
ordnung Nr. 19 des Rats vorgesehene Festsetzung 
des Abschöpfungsbetrags im voraus ausgesetzt wer- 
den oder der Zeitraum, für den die Festsetzung des 
Abschöpfungsbetrags im voraus erwirkt werden 
kann." 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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